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Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 18. September 2000 über Altfahrzeuge

Vom 21. Oktober 2000 (Amtsblatt EU Nr. 269 S. 34)

DAS EUROPÄICHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION HABEN FOLGEN-
DE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziele

In dieser Richtlinie sind Maßnahmen festgelegt, die
vorrangig auf die Vermeidung von Fahrzeugabfällen
und darüber hinaus auf die Wiederverwendung, das
Recycling und andere Formen der Verwertung von
Altfahrzeugen und ihren Bauteilen zur Verringerung
der Abfallbeseitigung sowie auf eine Verbesserung
der Umweltschutzleistung aller in den Lebenskreis-
lauf von Fahrzeugen einbezogenen Wirtschaftsbe-
teiligten und insbesondere der unmittelbar mit der
Behandlung von Altfahrzeugen befassten Wirt-
schaftsbeteiligten abzielen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1 Fahrzeug Fahrzeuge der Klassen M1 oder N1

gemäß Anhang II Abschnitt A der Richtlinie
70/156/EWG sowie dreirädrige Kraftfahrzeu-
ge gemäß der Richtlinie 92/61/EWG, jedoch
unter Ausschluss von dreirädrigen Krafträ-
dern;

2. Altfahrzeug Fahrzeuge, die im Sinne von Ar-
tikel 1 Buchstabe a) der Richtlinie
75/442/EWG als Abfall gelten;

3. Hersteller den Fahrzeughersteller oder den
gewerblichen Importeur eines Fahrzeugs in
einen Mitgliedstaat;

4, Vermeidung Maßnahmen zur Verringerung
der Menge und der Umweltschädlichkeit von
Altfahrzeugen, ihren Werkstoffen und Sub-
stanzen;

5. Behandlung Tätigkeiten, die nach der Über-
gabe des Altfahrzeugs an eine Anlage zur
Beseitigung von Schadstoffen, zur Demonta-
ge, zur Grobzerkleinerung, zum Schreddern,
zur Verwertung oder zur Vorbereitung der
Beseitigung der Schredder-Abfälle durchge-
führt werden, sowie sonstige Tätigkeiten im
Zusammenhang mit der Verwertung und/oder

Beseitigung von Altfahrzeugen und Altfahr-
zeugbauteilen;

6. Wiederverwendung Maßnahmen, bei denen
Altfahrzeugbauteile zu dem gleichen Zweck
verwendet werden, für den sie entworfen
wurden;

7. Recycling die in einem Produktionsprozess
erfolgende Wiederaufarbeitung der Abfall-
materialien für den ursprünglichen Zweck o-
der für andere Zwecke, jedoch mit Ausnahme
der energetischen Verwertung. Unter ener-
getischer Verwertung ist die Verwendung von
brennbarem Abfall zur Energieerzeugung
durch direkte Verbrennung mit oder ohne
Abfall anderer Art, aber mit Rückgewinnung
der Wärme zu verstehen;

8. Verwertung jedes der anwendbaren in An-
hang II B der Richtlinie 75/442/ EWG ge-
nannten Verfahren;

9. Beseitigung jedes der anwendbaren in An-
hang II A der Richtlinie 75/442/ EWG ge-
nannten Verfahren;

10. Wirtschaftsbeteiligte Hersteller, Vertreiber,
Rücknahmestellen, Kfz-Versicherungsgesell-
schaften, Demontagebetriebe, Schredderan-
lagenbetreiber, Verwertungsbetriebe, Recyc-
lingbetriebe sowie sonstige Betriebe für die
Behandlung von Altfahrzeugen einschließlich
ihrer Bauteile und Werkstoffe;

11. gefährlicher Stoff jeden Stoff, der nach der
Richtlinie 67/548/EWG als gefährlich gilt;

12. Schredderanlage jede Anlage, die dazu
dient, Altfahrzeuge zu zertrümmern oder zu
zerkleinern, einschließlich zum Zweck der
Gewinnung von unmittelbar wiederverwend-
barem Metallschrott.

13. Demontageinformationen alle Informationen,
die zur sach- und umweltgerechten Behand-
lung eines Altfahrzeugs notwendig sind. Sie
werden den zugelassenen Verwertungsanla-
gen von den Fahrzeugherstellern und Zulie-
ferern in Form von Handbüchern oder elekt-
ronischen Medien (z.B. CD ROM, Onli-
ne-Dienste) zur Verfügung gestellt.
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Artikel 3

Geltungsbereich

(1) Diese Richtlinie gilt für Fahrzeuge und Altfahr-
zeuge einschließlich ihrer Bauteile und Werkstoffe.
Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 4 Unterabsatz 3
gilt dies unabhängig davon, wie das Fahrzeug wäh-
rend seiner Nutzung gewartet oder repariert worden
ist und ob es mit vom Hersteller gelieferten Bautei-
len oder mit anderen Bauteilen bestückt ist, deren
Einbau als Ersatz- oder Austauschteile den ein-
schlägigen Gemeinschaftsvorschriften oder einzel-
staatlichen Vorschriften entspricht.

(2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der bestehen-
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und der
einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften,
insbesondere über Sicherheitsanforderungen, die
Begrenzung von Emissionen in die Luft und von
Lärmemissionen sowie den Schutz des Bodens und
des Wassers.

(3) Wenn ein Hersteller ausschließlich Fahrzeuge
herstellt oder importiert, die nach Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe a) der Richtlinie 70/156/EWG von jener
Richtlinie freigestellt sind, können die Mitgliedstaa-
ten diesen Hersteller und die von ihm hergestellten
oder importierten Fahrzeuge von Artikel 7 Absatz 4,
Artikel 8 und Artikel 9 der vorliegenden Richtlinie
ausnehmen.

(4) Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung
im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a)
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 70/156/EWG
sind von Artikel 7 ausgenommen.

(5) Für dreirädrige Kraftfahrzeuge gelten nur Artikel
5 Absätze 1 und 2 und Artikel 6 dieser Richtlinie.

Artikel 4

Abfallvermeidung

(1) Zur Förderung der Abfallvermeidung wirken die
Mitgliedstaaten insbesondere darauf hin, dass

a) die Fahrzeughersteller in Zusammenarbeit
mit der Werkstoff- und Zulieferindustrie die
Verwendung gefährlicher Stoffe in Fahrzeu-
gen begrenzen und diese bereits ab der
Konzeptentwicklung von Fahrzeugen so weit
wie möglich reduzieren, insbesondere um ih-
rer Freisetzung in die Umwelt vorzubeugen,
das Recycling zu erleichtern und die Not-
wendigkeit der Beseitigung gefährlicher Ab-
fälle zu vermeiden;

b) bei der Konstruktion und Produktion von
neuen Fahrzeugen der Demontage, Wieder-
verwendung und Verwertung, insbesondere
dem Recycling, von Altfahrzeugen, ihren
Bauteilen und Werkstoffen umfassend Rech-
nung getragen wird und diese Tätigkeiten
erleichtert werden;

c) die Fahrzeughersteller in Zusammenarbeit
mit der Werkstoff- und Zulieferindustrie bei
der Herstellung von Fahrzeugen und anderen
Produkten verstärkt Recyclingmaterial ve r-
wenden, um die Märkte für Recyclingmaterial
auszubauen.

(2) a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass
Werkstoffe und Bauteile von Fahrzeugen, die
nach dem 1. Juli 2003 in Verkehr gebracht
werden, kein Blei, Quecksilber, Kadmium o-
der sechswertiges Chrom enthalten, außer in
den in Anhang II genannten Fällen unter den
dort genannten Bedingungen.

b) Anhang Il wird von der Kommission nach
dem Verfahren des Artikels 11 regelmäßig im
Einklang mit dem wissenschaftlichen und
technischen Fortschritt geändert, um

i) erforderlichenfalls Höchstkonzentrations-
werte festzulegen, bis zu deren Erreichen
das Vorhandensein der in Buchstabe a)
genannten Stoffe in bestimmten Werk-
stoffen und Bauteilen von Fahrzeugen
toleriert wird;

ii) bestimmte Werkstoffe und Bauteile von
Fahrzeugen von den Bestimmungen des
Buchstabens a) auszunehmen, wenn die
Verwendung dieser Stoffe unvermeidbar
ist;

iii) Werkstoffe und Bauteile von Fahrzeugen
aus Anhang 11 zu streichen, wenn die
Verwendung dieser Substanzen vermeid-
bar ist;

iv) im Rahmen der Ziffern i) und ii) diejenigen
Werkstoffe und Bauteile, die vor einer
weiteren Behandlung entfernt werden
können, zu bestimmen; diese sind zu
kennzeichnen oder auf andere geeignete
Weise kenntlich zu machen.

c) Die Kommission nimmt spätestens am 21.
Oktober 2001 eine erste Änderung des An-
hangs II vor. Die dort aufgeführten Ausnah-
men werden auf keinen Fall vor dem 1. Ja-
nuar 2003 gestrichen.
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Artikel 5

Rücknahme

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass

- die Wirtschaftsbeteiligten für alle Altfahrzeu-
ge und, soweit technisch machbar, für Abfall-
Altteile aus Reparaturen von Personenkraft -
wagen Rücknahmesysteme einrichten;

- Rücknahmestellen in ihrem Hoheitsgebiet
angemessen verfügbar sind.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen auch die erforderli-
chen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass sämtli-
che Altfahrzeuge den zugelassenen Verwertungs-
anlagen zugeleitet werden.

(3) Die Mitgliedstaaten richten ein System ein, nach
dem Altfahrzeuge nur abgemeldet werden dürfen,
wenn für sie ein Verwertungsnachweis vorgelegt
wurde. Dieser Nachweis wird dem Halter und/oder
Eigentümer bei der Ablieferung des Altfahrzeugs
bei einer Verwertungsanlage ausgestellt. Verwer-
tungsanlagen, die über eine Zulassung gemäß Arti-
kel 6 verfügen, dürfen einen Verwertungsnachweis
ausstellen. Die Mitgliedstaaten können gestatten,
dass Hersteller, Händler und Rücknahmestellen im
Auftrag einer zugelassenen Verwertungsanlage
Verwertungsnachweise ausstellen, sofern sie ge-
währleisten, dass das Altfahrzeug einer zugelasse-
nen Verwertungsanlage zugeführt wird, und sofern
sie amtlich registriert sind.

Die Ausstellung eines Verwertungsnachweises
durch Verwertungsanlagen oder durch Händler o-
der Rücknahmestellen im Auftrag einer zugelasse-
nen Verwertungsanlage begründet für diese keinen
Anspruch auf Kostenerstattung, es sei denn, dass
die Mitgliedstaaten dies ausdrücklich vorsehen.

Die Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Richtlinie über kein Abmeldesystem
verfügen, richten ein System ein, nach dem der je-
weils zuständigen Behörde ein Verwertungsnach-
weis übermittelt wird, wenn das Altfahrzeug bei ei-
ner Verwertungsanlage abgeliefert wird, und kom-
men im Übrigen den Bestimmungen dieses Absat-
zes nach. Die Mitgliedstaaten, die von diesem Un-
terabsatz Gebrauch machen, müssen die Kommis-
sion über die Gründe hierfür unterrichten.

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Abliefe-
rung eines Fahrzeugs bei einer zugelassenen Ver-
wertungsanlage gemäß Absatz 3 für den Letzthalter
und/oder Letzteigentümer ohne Kosten aufgrund
des nicht vorhandenen oder negativen Marktwerts
des Fahrzeugs erfolgt.

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, dass die Hersteller
alle Kosten oder einen wesentlichen Teil der Kosten
der Durchführung dieser Maßnahme tragen
und/oder Altfahrzeuge unter den in Unterabsatz 1
genannten Bedingungen zurücknehmen.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Ab-
lieferung von Altfahrzeugen nicht völlig kostenlos
ist, wenn das Altfahrzeug die wesentlichen Bauteile
eines Fahrzeugs, insbesondere den Motor und die
Karosserie, nicht mehr enthält oder Abfälle enthält,
die dem Altfahrzeug hinzugefügt wurden.

Die Kommission überprüft regelmäßig die Durch-
führung des Unterabsatzes 1, um sicherzustellen,
dass sie nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führt,
und schlägt erforderlichenfalls dem Europäischen
Parlament und dem Rat eine Änderung dieser Be-
stimmung vor.

(5) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die zustän-
digen Behörden die in anderen Mitgliedstaaten ge-
mäß Absatz 3 ausgestellten Verwertungsnachweise
gegenseitig anerkennen und akzeptieren. Dazu
wird die Kommission spätestens am 21. Oktober
2001 Mindestanforderungen für den Verwertungs-
nachweis festlegen.

Artikel 6

Behandlung

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass alle Altfahr-
zeuge gemäß den allgemeinen Anforderungen des
Artikels 4 der Richtlinie 75/442/EWG und nach den
im Anhang 1 der vorliegenden Richtlinie aufgeführ-
ten technischen Mindestanforderungen gelagert
(selbst zwischengelagert) und behandelt werden;
die innerstaatlichen Gesundheitsschutz- und Um-
weltvorschriften bleiben hiervon unberührt.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Anlagen o-
der Betriebe, die Behandlungstätigkeiten durchfüh-
ren, gemäß den Artikeln 9, 10 und 11 der Richtlinie
75/442/EWG von den zuständigen Behörden eine
Genehmigung einholen oder sich von diesen regist-
rieren lassen.

Die Ausnahme von der Genehmigungspflicht nach
Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) der Richtlinie
75/442/EWG kann auf Verwertungstätigkeiten für
Abfall von Altfahrzeugen angewandt werden, nach-
dem diese gemäß Anhang I Nummer 3 der vorlie-
genden Richtlinie behandelt wurden, wenn die zu-
ständigen Behörden vor der Registrierung eine In-
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spektion durchführen. Hierbei wird mit Blick auf die
Einhaltung der in Artikel 4 der Richtlinie
75/442/EWG genannten Ziele Folgendes überprüft:

a) Art und Menge der zu behandelnden Abfälle;

b) allgemeine technische Anforderungen, die
einzuhalten sind;

c) erforderliche Sicherheitsvorkehrungen.

Diese Inspektion findet einmal jährlich statt. Die
Mitgliedstaaten, die von der Ausnahmeregelung
Gebrauch machen, übermitteln der Kommission die
Ergebnisse.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Anlagen
oder Betriebe, die Behandlungstätigkeiten durch-
führen, entsprechend Anhang 1 mindestens folgen-
de Anforderungen erfüllen:

a) Die Altfahrzeuge müssen vor der weiteren
Behandlung entfrachtet werden, oder es
müssen gleichwertige Vorkehrungen getrof-
fen werden, um nachteilige Auswirkungen auf
die Umwelt zu verringern. Bauteile und
Werkstoffe, die gemäß Artikel 4 Absatz 2 ge-
kennzeichnet oder auf andere Weise kennt-
lich gemacht sind, sind vor der weiteren Be-
handlung zu entfernen.

b) Gefährliche Werkstoffe und Bauteile müssen
selektiv entfernt und abgesondert werden,
damit nachfolgende Schredder-Abfälle von
Altfahrzeugen nicht verunreinigt werden.

c) Die Zerlegung und Lagerung ist so durchzu-
führen, dass die Fahrzeugbauteile für die
Wiederverwendung und die Verwertung, ins-
besondere das Recycling, geeignet sind.

Tätigkeiten zur Beseitigung von Schadstoffen aus
Altfahrzeugen gemäß Anhang 1 Nummer 3 sind so
bald wie möglich auszuführen.

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die in Ab-
satz 2 genannte Genehmigung oder Registrierung
alle erforderlichen Bedingungen zur Einhaltung der
Anforderungen der Absätze 1, 2 und 3 enthält.

(5) Die Mitgliedstaaten setzen sich dafür ein, dass
Anlagen oder Betriebe, die Behandlungstätigkeiten
durchführen, zertifizierte Umweltmanagementsys-
teme einführen.

Artikel 7

Wiederverwendung und Verwertung

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um darauf hinzuwirken, dass wieder-

verwendbare Bauteile wiederverwendet, nicht wie-
derverwendbare Bauteile verwertet und sofern dies
unter Umweltgesichtspunkten vertretbar ist vor-
zugsweise dem Recycling zugeführt werden, wobei
die Anforderungen an die Sicherheit von Fahrzeu-
gen sowie die Umweltanforderungen, wie die Be-
grenzung von Emissionen in die Luft und Lärm-
emissionen, unberührt bleiben.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Wirt-
schaftsbeteiligten folgende Zielvorgaben erreichen:

a) Bis spätestens 1. Januar 2006 werden die
Wiederverwendung und Verwertung bei allen
Altfahrzeugen auf mindestens 85% des
durchschnittlichen Fahrzeuggewichts pro
Jahr erhöht. Innerhalb derselben Frist wer-
den die Wiederverwendung und das Recyc-
ling auf mindestens 80% des durchschnittli-
chen Fahrzeuggewichts pro Jahr erhöht.

Für vor dem 1. Januar 1980 hergestellte
Fahrzeuge können die Mitgliedstaaten nied-
rigere Zielvorgaben vorsehen, die aber für
Wiederverwendung und Verwertung nicht
unter 75% und für Wiederverwendung und
Recycling nicht unter 70% liegen dürfen. Mit-
gliedstaaten, die von diesem Unterabsatz
Gebrauch machen, unterrichten die Kommis-
sion und die übrigen Mitgliedstaaten über die
Gründe dafür.

b) Bis spätestens 1. Januar 2015 werden die
Wiederverwendung und Verwertung bei allen
Altfahrzeugen auf mindestens 95% des
durchschnittlichen Fahrzeuggewichts pro
Jahr erhöht. Bis zu diesem Termin wird die
Wiederverwendung und das Recycling auf
mindestens 85% des durchschnittlichen
Fahrzeuggewichts pro Jahr erhöht.

Bis spätestens 31. Dezember 2005 überprüfen das
Europäische Parlament und der Rat die unter
Buchstabe b) genannten Zielvorgaben auf der
Grundlage eines Berichts der Kommission, dem ein
Vorschlag beigefügt ist. Die Kommission berück-
sichtigt in ihrem Bericht die Entwicklung bei der
Materialzusammensetzung von Fahrzeugen und
andere relevante fahrzeugbezogene Umweltas-
pekte.

Die Kommission legt nach dem Verfahren des Arti-
kels 11 die erforderlichen Einzelheiten fest, um die
Einhaltung der in diesem Absatz genannten Ziel-
vorgaben durch die Mitgliedstaaten zu kontrollieren.
Hierbei berücksichtigt die Kommission alle ein-
schlägigen Faktoren, unter anderem die Verfügbar-
keit von Daten und die Frage der Aus- und Einfuhr
von Altfahrzeugen. Die Kommission trifft diese
Maßnahme spätestens am 21. Oktober 2002.

(3) Das Europäische Parlament und der Rat legen
auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommissi-
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on Zielvorgaben für die Wiederverwendung und
Verwertung sowie für die Wiederverwendung und
das Recycling für die Jahre nach 2015 fest.

(4) Zur Vorbereitung einer Änderung der Richtlinie
70/156/EWG fördert die Kommission die Ausarbei-
tung europäischer Normen über die Demontierbar-
keit, die Verwertbarkeit und die Recyclingfähigkeit
von Fahrzeugen. Sobald diese Normen gebilligt
sind, auf jeden Fall aber spätestens Ende 2001,
erlassen das Europäische Parlament und der Rat
auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommissi-
on eine Änderung der Richtlinie 70/156/EWG, nach
der mehr als drei Jahre nach dieser Änderung der
Richtlinie 70/156/EWG in Verkehr gebrachte Fahr-
zeuge, für die die Typgenehmigung gemäß der ge-
nannten Richtlinie erteilt wurde, zu mindestens 85
Gewichtsprozent je Fahrzeug wiederverwendbar
und/oder recyclingfähig und zu mindestens 95 Ge-
wichtsprozent je Fahrzeug wiederverwendbar
und/oder verwertbar sein müssen.

(5) Bei ihrem Vorschlag zur Änderung der Richtlinie
70/156/EWG in Bezug auf die Demontierbarkeit und
die Verwertungs- und Recyclingfähigkeit von Fahr-
zeugen trägt die Kommission, soweit angezeigt,
dem Umstand Rechnung, dass sichergestellt wer-
den muss, dass die Wiederverwendung von Bau-
teilen keine Sicherheits- und Umweltrisiken verur-
sacht.

Artikel 8

Kennzeichnungsnor-
men/Demontageinformationen

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Herstel-
ler in Absprache mit der Werkstoff- und Zulieferin-
dustrie Kennzeichnungsnormen für Bauteile und
Werkstoffe verwenden, insbesondere um die Identi-
fizierung derjenigen Bauteile und Werkstoffe zu er-
leichtern, die wiederverwendet oder verwertet wer-
den können.

(2) Spätestens am 21. Oktober 2001 legt die Kom-
mission nach dem Verfahren des Artikels 11 die in
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten
Normen fest. Hierbei berücksichtigt die Kommission
die Arbeit der zuständigen internationalen Gremien
in diesem Bereich und trägt gegebenenfalls zu die-
ser Arbeit bei.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Herstel-
ler für jeden in Verkehr gebrachten neuen Fahr-
zeugtyp binnen sechs Monaten nach Inverkehrbrin-

gen Demontageinformationen bereitstellen. In die-
sen Informationen sind, insbesondere im Hinblick
auf die Erreichung der Ziele gemäß Artikel 7 die
einzelnen Fahrzeugbauteile und -werkstoffe sowie
die Stellen aufgeführt, an denen sich gefährliche
Stoffe im Fahrzeug befinden, soweit dies für die
Verwertungsanlagen zur Einhaltung dieser Richtli-
nie erforderlich ist.

(4) Unbeschadet der Wahrung der Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse treffen die Mitgliedstaaten die
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass Hersteller von Fahrzeugbauteilen den zuge-
lassenen Verwertungsanlagen auf Anforderung an-
gemessene Informationen zur Demontage, Lage-
rung und Prüfung von wiederverwendbaren Teilen
zur Verfügung stellen.

Artikel 9

Berichterstattung und Information

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
alle drei Jahre einen Bericht über die Durchführung
dieser Richtlinie. Der Bericht ist anhand eines von
der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 6
der Richtlinie 91/692/EWG8 im Hinblick auf die Ein-
richtung von Datenbanken über Altfahrzeuge und
deren Behandlung ausgearbeiteten Fragebogens
oder Schemas zu erstellen. Der Bericht muss sach-
dienliche Informationen enthalten über etwaige
Veränderungen der Betriebsstrukturen im Bereich
des Vertriebs von Fahrzeugen sowie in der Rück-
nahme-, Demontage-, Schredder-, Verwertungs-
und Recyclingwirtschaft, die zu Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen oder in den Mitgliedstaaten füh-
ren. Der Fragebogen bzw. das Schema wird den
Mitgliedstaaten sechs Monate vor Beginn des Be-
richtszeitraums übersandt. Der Bericht ist bei der
Kommission innerhalb von neun Monaten nach
Ablauf des von ihm erfassten Dreijahreszeitraums
einzureichen.

Der erste Bericht erfasst einen Dreijahreszeitraum
ab 21. April 2002.

Auf der Grundlage der vorgenannten Angaben ver-
öffentlicht die Kommission innerhalb von neun Mo-
naten nach Erhalt der einzelstaatlichen Berichte ei-
nen Bericht über die Durchführung dieser Richtlinie.

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben in jedem einzel-
nen Fall den betreffenden Wirtschaftsbeteiligten
vor, Informationen zu veröffentlichen über:

- die verwertungs- und recyclinggerechte Kon-
struktion von Fahrzeugen und ihren Bautei-
len;

                                                
8 ABI. L377 vom 31.12.1991, S. 48.
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- die umweltverträgliche Behandlung von Alt-
fahrzeugen, insbesondere die Entfernung al-
ler Flüssigkeiten und die Demontage;

- die Entwicklung und Optimierung von Mög-
lichkeiten zur Wiederverwendung, zum Re-
cycling und zur Verwertung von Altfahrzeu-
gen und ihren Bauteilen;

- die bei Verwertung und Recycling erzielten
Fortschritte zur Verringerung des zu entsor-
genden Abfalls und zur Erhöhung der Ver-
wertungs- und Recyclingrate.

Der Hersteller hat diese Informationen den poten-
tiellen Fahrzeugkäufern zugänglich zu machen. Die
Informationen sind in die Werbeschriften für das
neue Fahrzeug aufzunehmen.

Artikel 10

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie spätestens am 2 1. April
2002 nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften er-
lassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentli-
chung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaa-
ten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts-
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtli-
nie fallenden Gebiet erlassen.

(3) Sofern die mit dieser Richtlinie angestrebten
Ziele erreicht werden, können die Mitgliedstaaten
durch Vereinbarungen zwischen den zuständigen
Behörden und den betroffenen Wirtschaftszweigen
Artikel 4 Absatz 1, Artikel 5 Absatz 1, Artikel 7 Ab-
satz 1, Artikel 8 Absätze 1 und 3 sowie Artikel 9
Absatz 2 umsetzen und die Modalitäten für die Um-
setzung des Artikels 5 Absatz 4 präzisieren. Diese
Vereinbarungen müssen den folgenden Anforde-
rungen entsprechen: a) Die Vereinbarungen müs-
sen durchsetzbar sein;

b) in den Vereinbarungen müssen Ziele und die
entsprechenden Fristen für ihre Verwirkli-
chung benannt werden;

c) die Vereinbarungen müssen im Veröffentli-
chungsblatt des betreffenden Landes oder in
einer der Öffentlichkeit gleichermaßen zu-
gänglichen offiziellen Quelle veröffentlicht
und der Kommission übermittelt werden;

d) die im Rahmen einer Vereinbarung erzielten
Ergebnisse sind regelmäßig zu überwachen,
den zuständigen Behörden und der Kommis-
sion mitzuteilen und der Öffentlichkeit unter
den in der Vereinbarung festgelegten Bedin-
gungen zugänglich zu machen;

e) die zuständigen Behörden sorgen für die Ü-
berprüfung der im Rahmen einer Vereinba-
rung erzielten Ergebnisse;

f ) im Falle der Nichterfüllung der Vereinbarung
müssen die Mitgliedstaaten die entsprechen-
den Bestimmungen dieser Richtlinie durch
den Erlass von Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften umsetzen.

Artikel 11

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 18
der Richtlinie 75/442/ EWG eingesetzten Aus-
schuss, nachstehend Ausschuss genannt, unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so
gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel
8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Be-
schlusses 1999/468/EG wird auf drei Monate fest-
gesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsord-
nung.

(4) Die Kommission legt nach dem Verfahren die-
ses Artikels Folgendes fest:

a) die Mindestanforderungen für den Verwer-
tungsnachweis gemäß Artikel 5 Absatz 5,

b) die in Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 3 er-
wähnten Einzelheiten,

c) die Formate für das Datenbanksystem ge-
mäß Artikel 9,

d) die zur Anpassung der Anhänge an den wis-
senschaftlichen und technischen Fortschritt
erforderlichen Änderungen.
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Artikel 12

Inkrafttreten

(1) Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

(2) Artikel 5 Absatz 4

- gilt ab 1. Juli 2002 für ab diesem Zeitpunkt in
Verkehr gebrachte Fahrzeuge;

- ab 1. Januar 2007 für Fahrzeuge, die vor
dem im ersten Gedankenstrich genannten
Zeitpunkt in Verkehr gebracht wurden.

(3) Die Mitgliedstaaten können Artikel 5 Absatz 4
vor den in Absatz 2 des vorliegenden Artikels fest-
gelegten Zeitpunkten anwenden.

Artikel 13

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Anhang l

Technische Mindestanforderungen für die Be-
handlung gemäß Artikel 6 Absätze 1 und

1. Standorte für die Lagerung (einschließlich
der Zwischenlagerung) von Altfahrzeugen vor
ihrer Behandlung

- geeignete Bereiche mit undurchlässiger
Oberfläche und Auffangeinrichtungen und
Abscheidern für auslaufende Flüssigkei-
ten und fettlösende Reinigungsmittel;

- Ausrüstung für die Aufbereitung von Was-
ser, einschließlich Regenwasser, in Über-
einstimmung mit Gesundheits- und Um-
weltschutzvorschriften.

2. Behandlungsstandorte

- geeignete Bereiche mit undurchlässiger
Oberfläche und Auffangeinrichtungen und
Abscheidern für auslaufende Flüssigkei-
ten und fettlösende Reinigungsmittel;

- geeignete Lager von demontierten Er-
satzteilen, einschließlich Lagerung von öl-
verschmutzten Ersatzteilen auf undurch-
lässigen Oberflächen;

- geeignete Behälter für die Lagerung von
Batterien (Elektrolytneutralisierung vor Ort
oder an anderer Stelle), Filtern und
PCB/PCT-haltigen Kondensatoren;

- geeignete Lagertanks für die gesonderte
Lagerung von Flüssigkeiten aus Altfahr-
zeugen: Kraftstoff, Motoröl, Getriebeöl,
Kraftübertragungsflüssigkeit, Hydrauliköl,
Kühlflüssigkeit, Frostschutzmittel, Brems-
flüssigkeit, Batteriesäuren, Flüssigkeiten
aus Klimaanlagen und sonstige Flüssig-
keiten in Altfahrzeugen;

- Ausrüstung für die Aufbereitung von Was-
ser, einschließlich Regenwasser, in Über-
einstimmung mit Gesundheits- und Um-
weltschutzvo rschriften;

- geeignete Lagerung von Altreifen, ein-
schließlich Feuerschutzmaßnahmen und
Vermeidung zu großer Lagerbestände.

3. Behandlung zur Beseitigung von Schadstof-
fen aus Altfahrzeugen

- Entfernung von Batterien und Flüssig-
gastanks;

- Entfernung oder Neutralisierung potentiell
explosionsfähiger Bauteile (z. B. Airbags);

- Entfernung sowie getrennte Sammlung
und Lagerung von Kraftstoff, Motoröl,
Kraftübertragungsflüssigkeit, Getriebeöl,
Hydrauliköl, Kühlflüssigkeit, Frostschutz-
mittel, Bremsflüssigkeit und Flüssigkeiten
aus Klimaanlagen sowie anderen in den
Altfahrzeugen enthaltenen Flüssigkeiten,
es sei denn, sie sind für die Wiederver-
wendung der betreffenden Teile erforder-
lich.

- soweit durchführbar, Entfernung aller
Bauteile, die nachweislich Quecksilber
enthalten.

4. Behandlung zur Verbesserung des Recycling

- Entfernung von Katalysatoren;

- Entfernung von kupfer-, aluminium- und
magnesiumhaltigen Metallbauteilen, wenn
die entsprechenden Metalle nicht beim
Schreddern getrennt

werden;

- Entfernung von Reifen und großen Kunst-
stoffbauteilen, (Stoßfänger, Armaturen-
brett, Flüssigkeitsbehälter usw.), wenn die
entsprechenden Materialien beim
Schreddern nicht in einer Weise getrennt
werden, die ihr tatsächliches Recycling
als Rohstoff ermöglicht;

- Entfernung von Glas.

5. Bei der Lagerung ist eine Beschädigung von
Bauteilen, die Flüssigkeiten enthalten, sowie
von verwertbaren Bau- und Ersatzteilen zu
vermeiden.
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Anhang II

Von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a) ausgenommene Werkstoffe  und Bauteile

Werkstoffe und Bauteile Zu kennzeichnen oder auf andere Wei-
se kenntlich zu machen gemäß Artikel

4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer iv)

Blei als Bestandteil einer Legierung

1. Stahl (inklusive Stahl mit einem Zinküberzug) mit einem
Bleianteil von bis zu 0,35 Gewichtsprozent

2. Aluminium mit einem Bleianteil von bis zu 0,4 Gewichtspro-
zent

3. Aluminium in Felgen, Motorteilen und Fensterhebern mit ei-
nem Bleianteil von bis zu 4 Gewichtsprozent

X

4. Kupferlegierung mit einem Bleianteil von bis zu 4 Gewichts-
prozent

5. Blei/Bronze-Lagerschalen und -Buchsen

Blei und BIeiverbindungen in Bauteilen

6. Batterien X

7. Innenbeschichtung von Kraftstoffbehältern X

8. Schwingungsdämpfer X

9. Vulkanisiermittel für Hochdruckschläuche oder Kraftstoff-
schläuche

10. Stabilisator in Schutzanstrichen

11. Lötmittel in elektronischen Leiterplatten und sonstigen An-
wendungen

Sechswertiges Chrom

12. Korrosionsschutzschicht bei zahlreichen wichtigen Fahr-
zeugbauteilen (höchstens 2g je Fahrzeug)

Quecksilber

13. Glühlampen und Instrumentenbeleuchtung X

Im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b) bewertet die Kommission vorrangig
die folgenden Einsatzzwecke:

- Blei in Aluminiumlegierungen für Felgen,
Motorteile und Fensterheber,

- Blei in Batterien,
- Blei in Auswuchtgewichten,

- elektrische Bauteile, die Blei gebunden in ei-
ner Glas- oder Keramik-Matrix enthalten,

- Cadmium in Batterien für Elektrofahrzeuge,

um so bald wie möglich festzustellen, ob Anhang 11
entsprechend zu ändern ist. Was Cadmium in Bat-
terien für Elektrofahrzeuge anbelangt, so trägt die
Kommission im Rahmen des Verfahrens nach Arti-
kel 4 Absatz 2 Buchstabe b) und im Rahmen einer
umfassenden Umweltverträglichkeitsprüfung der
Verfügbarkeit von Ersatzstoffen sowie der Notwen-
digkeit Rechnung, die Verfügbarkeit von Elektro-
fahrzeugen aufrechtzuerhalten.


